
Bundessozialgericht
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_I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l.

in dem Rechtsstreit

Zugegtellt am ‘ o.o ....... ...o..o. .............. .ooo „„„„„„„„ ocean,
8„April 4974 ‘ Klägerinnund Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigter: .‚.;‚°„...„„„„„„„‚„„„„„;,
Reg0bersekretär
als UrkoBeamter
d° Gesch„8telle „ . . ' g e g e n

o ooooooooo oo.oeooooooneoo ooooooooooooooo oieoooocou,

Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 4„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 26„ Februar 1971 durch

1 t t,Senatspräsident P e n q u

Bundesrichter Dr° E c k e r,

Bundesrichter M ü l l e r,

Bundessozialrichterin 8 k o w r_o n e k ' und

Bundessozialrichter G e i s e n

,

für Recht erkannt;

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts v0m io April 1969

wird zurückgewiesen°

Kosten sind nicht zu erstatten°
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Die Klägerin — eine Allgemeine Ortskrankenkasse — begehrt

von der beklagten Landesversieherungsanstalt Erstattung

der Kosten, die sie für die stati0näre Tbc—Heilbehandlung

einer Versicherten in Österreich aufgewendet hate Die

Versicherte besitzt die österreichische Staatsangehörig—

keit, sie wohnte in Österreich und war bis zu ihrer Er—

krankung als danderarbeitnehmerin in der Bundesrepublik

Deutschland versicherungspflichtig beschäftigto Für die

Kosten der Behandlung in Österreich in der Zeit vom

25. März bis 8° August 1966 kam die Klägerin auf„ Die
Beklagte lehnte die Übernahme dieser Kosten ab°

Klage und Berufung hatten keinen Erfolg jUrteil des

Sozialgerichts AUgusburg vom 5. Juni 1968, Urteil des

Bayerischen landessozialgerichts —IBG —vom 7° April
1969). In dem Urteil des LSG ist ausgeführt: @ 1244 a

Abs° 9 der Reichsversicherungsordnung (EVO) stehe dem

von der Klägerin geltend gemachten Anspruch entgegeno

Hiernach bestehe ein Anspruch auf Heilbehandlung wegen

Tuberkulose gegen den Träger der Rentenversicherung nur,

soweit die Betreuten im Geltungsbereich dieses Gesetzes

behandelt werden könnten° Diese Vorschrift werde durch

das Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland

und der Republik Österreich über Sozialversicherung

vom 21„ April 1951 (BGBl II 1952, 317) nicht berührto

Eine die Tuberkulosehilfe erfassende Regelung sei dort

nicht getroffen.

Gegen diese Entscheidung wendet sich die Klägerin mit der

Revision. Sie ist der Meinung, daß @ 1244 a Abs„ 9 EVO

in dem vorliegenden Fall keine Anwendung finde° Durch das

deutsch—österreichische Sozialversicherungsabk0mmen sei

das im allgemeinen auf dem Gebiet der Sozialversicherung
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geltende Territorialitätsprinzip durchbrochen worden„ Es

bewirke auf diesem Gebiet eine Gleichstellung der beiden

Staaten und deren Staatsangehörigen; dies führe dazu,

daß der Erbringung von Leistungen aus der deutschen Renten—

versicherung in Fällen der vorliegenden Art der Aufenthalt

des Berechtigten in Österreich nicht entgegenstehe° Sie,

die Klägerin sei also anstelle der Beklagten für die
fbc-Heilbehandlung

der Versicherten aufgekommen„

Die Klägerin beantragt,
,

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben und die

Beklagte zu verurteilen, ihr, der Klägerin die

für die Versicherte aufgenendeten Kosten zu

erstatten„ '

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

‘

Die Revision der Klägerin hat keinen Erfolg.

Der Träger der Rentenversicherung ist zwar nach 5 1244 a EVO

im Grundsatz verpflichtet, einem Versicherten im Sinne des

Absatzes 2 aaO
wegen einer Tbc—Erkrankung stationäre Heil—

behandlung zu gewähren. Dieser Verpflichtung steht jedoch

in dem vorliegenden Fall 5 1244 a Abs° 9 EVO entgegeno Hier-

nach besteht der Anspruch auf Heilbehandlung gegen den Träger

der Rentenversicherung nur, soweit die Betreuten im Geltungs—

bereich der EVO behandelt werden können. An dieser Voraus—

setzung fehlt es hier. Die Kosten, deren Erstattung die

Klägerin beansprucht, sind wegen der Behandlung der Ver—

sicherten in Österreich entstanden°

..)l _
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Die Anwendung des 5 1244 a Abs° 9 RVO ist durch das Ab—
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der

Republik Österreich über Sozialversicherung vom 21, April

1951 nicht ausgeschlossen° Dieses Abkommen bezieht sich

auf die Soziale Sicherheit im engeren Sinne, es umfaßt

nach seinem Art, 1 die Krankenversicherung, die Unfall-

versicherung, die Rentenversicherung der Arbeiter und

der Angestellten sowie die knappschaftliche Rentenver—

sicherung, Die Tuberkulosehilfe gehört nicht zu den er—‚

faßten Gebieten, sie kann dort nicht eingeordnet werden°
Dies hat der Senat bereits in seiner Entscheidung vom

2. Dezember 1970 — 4 HJ 481/68 — ausgesprochen° Diese
Entscheidung ist zu der Verordnung des Rates der Euro—
päischen

Wirtschaftsgemeinschaft über die Soziale Sicher—

heit der Nanderarbeitnehmer Nr, } (BVG—VONr° }) ergangen„
In dem Urteil ist näher ausgeführt, daß es sich bei den

Tbc—Hilfemaßnahmen des 3 1244 a RVO dor allem um inner—

staatliche Vorkehrungen gesundheitspolizeilicher Art

handelt; sie haben eine Funktion zu erfüllen, die

im wesentlichen außerhalb des Aufgabenbereiche der Sozial—

versicherung liegt, Sie werden deshalb von überstaat—

lichem Recht, das die Soziale Sicherheit im engeren Sinne

’ — etwa die Sozialver$icherung der danderarbeitnehmer - be—

trifft, nicht berührt° Dies hat der Senat aus der Ent—
stehungsgeschichte der Vorschrift und vor allem aus dem

Sinn der in 5 1244 a RVO getroffenen Regelungen herge—

leitet. Er hält nach erneuter Überprüfung der Rechtslage

an der bisher vertretenen Auffassung fest° Für zwischen—

staatliche Verträge, die das Recht der Sozialen Sicherheit

zum Gegenstand haben, kann in der Regel nichts anderes

gelten (vergl‚ Urteil des Senats vom 26, Februar 197”.

- 4 HJ 253,70 - hinsichtlich des Verhältnisses zu Griechen"
land). Hiernach könnte sich für den vorliegenden Fall

.eine abweichende Entscheidung nur dann ergeben, wenn das

deutsch—österreichische Sozialversicherungsabkommen hin—
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sichtlich der The—Hilfe eine besondere Regelung enthielte,

Dies ist aber nicht der Fall, Die Tbc—Hilfe ist in diesem

Abkommen nicht erwähnt, deil der Versicherten selbst der

Beklagten gegenüber kein AnSpruch zustand, kann die Klägerin

von der Beklagten die Erstattung ihrer Aufwendungen nicht

verlangen.

In seinem Urteil vom 2. Dezember 1970 hat der Senat bereits

darauf hingewiesen, daß fremde Staatsangehörigkeit und aus—\

ländischer Johnsitz des Versicherten die Entscheidung nicht

beeinflußt haben, Gleiches gilt für den vorliegenden Fall,

Das bedeutet, daß dieselbe Regelung auch für einen Deutschen

gilt, der in Österreich wegen einer The—Erkrankung behandelt
wird,

Das»‚hier gewonnene Frsebnis wird i'm.übrigen gestützt durch “Art,. 4
Abs„ 2 des Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland

und der Republik Österreich über Soziale Sicherheit vom

22„ Dezember 1966, dessen unmittelbare Anwendung auf den vor—

liegenden Fall nicht in Betracht kommt° Es besteht eine

ausdrückliche Regelung dahingehend, daß Vorschriften über

Maßnahmen der Träger der Rentenversicherung zur Erhaltung,

Besserung und Jiederherstellung der Erwerbsfähigkeit durch

das Abkommen nicht berührt werden° Für die Erbringung solcher

Leistungen gelten somit auch im Verhältnis zu Österreich und

dessen Staatsangehörigen uneingeschränkt die in der BVG

normierten Voraussetzungen° Jenn man die Maßnahmen des 5 1244 a

RVO überhaupt der Rentenversicherung zuordnen wollte, so

[könnten sie allenfalls als Rehabilitationsmaßnahmen im Sinne
‚der @@ 1236 ff RVO angesehen werden° Diese werden von dem

vorbezeichneten Abkommen — und damit auch von dem früheren

Abkommen — nicht erfaßt° Die diesen Punkt betreffende Neu—

fassung des Abk0mmens kann nicht als Neuregelung gewertet

werden° Sie ist eine Klarstellung; ihrer bedurfte es, weil
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_ 6 _
die in dem ersten Abkommen getroffene Regelung in

dieser

'
Hinsicht möglicherweise nicht eindeutig war° Einer anderen

Auslegung steht die Erwägung entgegen, daß neue Sozial—

versicherungsabkommen in der Regel weitere Begünstigungen

der Versicherten der vertragsschließenden Staaten — nicht

dagegen Schlechterstellungen — enthalten°

Eine Verpflichtung der Beklagten zur Erstattung der Be—

handlungskosten läßt sich nicht etwa — wie die Klägerin

meint — damit begründen, daß im Ausland erkrankte Ver—

sicherte v0m Träger der Rentenversicherung alsbald in

eine im Bundesgebiet gelegene Heilstätte zu verlegen

seien. Eine solche Verpflichtung ist in @ 1244 a RVG

nicht normiert; sie würde auch mit dem durch ihn ange—

strebten Zweck, eine Seuche zu bekämpfen, in Jiderspruch

stehen°

Hiernach muß die Revision der Klägerin zurückgewiesen

werden (@ 170 Abs° 1 des Sozialgerichtsgesetzes — SGG -)°

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 193 Abs„ 4 SGG.
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